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Stellungnahme des Landesschulbeirates Berlin zur Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung und der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Berufsfachschulen des Landes Berlin
Der Landesschulbeirat Berlin hat in seiner Sitzung am 27. Mai 2015 die Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung und der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Berufsfachschulen des Landes Berlin zur Vorlage und in der Anhörung behandelt. 

Herr Schmidt erläuterte ausführlich die Inhalte und Schwerpunkte der vorgesehenen Änderungen in der o.g. Sitzung. Es gab sehr viele Nachfragen und Meinungsäußerungen.

Allen Mitgliedern des Gremiums wurde der Entwurf zur Sitzung vorgelegt und bereits vorher per Post mit den Sitzungsunterlagen zugesandt. Im Rahmen der Diskussion wurden viele Aspekte genauer betrachtet und erläutert. 

Der Landesschulbeirat Berlin nimmt die Änderungen zustimmend zur Kenntnis  und gibt ergänzend zu dieser Entwurfsfassung folgende, für den Landesschulbeirat wichtige, Anmerkungen:

1.   Grundsätzlich sollte langfristig über eine Umbenennung der Bezeichnung dieser Schulen entschieden werden. In einer Zeit, in der viele Akteure an der Entwicklung der Berliner Schule hin zu einer inklusiven Schule arbeiten, sollten Begrifflichkeiten wie „besonderer pädagogischer Prägung“ nicht mehr verwendet werden. 

2.   Ein wesentlicher Diskussionspunkt lag im § 8 - Eliteschulen des Sports. Grundsätzlich werden die Änderungen begrüßt, jedoch wurde mehrfach angemahnt, dass

· die Bestrafung der Jugendlichen allein nicht ausreicht und vielmehr die Verantwortlichen ebenso bestraft werden müssen.

· die Entscheidung über den Verbleib auf der jeweiligen Schule aufgrund fehlender sportlicher Leistungen deutlicher abgefedert werden muss. Den Jugendlichen muss eine klare Perspektive über die weitere Schullaufbahn, flankiert mit umfangreichen Unterstützungsmaßnahmen eröffnet werden. Durch die sehr differenzierte Schulausbildung bis zu diesem Zeitpunkt darf der Betroffenen/ dem Betroffenen kein Nachteil entstehen. Über eine Weiterbeschulung an der Schule in speziellen Klassen oder sinnhaften Kooperationen mit anderen sportbetonten Schulen mit einer klaren Einzelförderung bei Bedarf ist unbedingt nachzudenken und dann festzulegen. 

3.   Die pädagogische Betreuung aller Kinder und Jugendlichen an allen diesen Schulen ist trotz der Ausprägungen, der strengen Aufnahmekriterien und speziellen Lernformen in den Mittelpunkt zu stellen. Gerade in Situationen des Scheiterns, bei Verunsicherungen usw. sind verschiedene Formen der Unterstützung bereitzuhalten. 

4.   Wir empfehlen, dass in den Eliteschulen des Sports nicht die Schulleiterinnen/ Schulleiter alleine über die Ausschulung entscheiden sollen, sondern die Klassenkonferenz vorher beratend hinzugezogen werden muss.
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